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� Vorkenntnisklausel in Makler-
AGB unwirksam
 
LG Berlin, Urteil vom 2. Mai 2019, Az. 52 O 
304/18) 

 
Vorkenntnisklauseln sind als allgemeine Ge-
schäftsbedingung (AGB) im Maklervertrag unange-
messen und damit abmahnfähig. 

Im vorliegenden Fall hatte ein Verband 
zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs einen 
Makler wegen einer von diesem in seinem Makler-
vertrag verwendeten Vorkenntnisklausel verklagt. 
Darüber hinaus hatte das LG Berlin die Frage zu 
klären, ob bereits durch die Schaltung eines On-
lineinserats ein Maklervertrag angeboten wurde. In 
der Internetanzeige war neben dem Kaufpreis und 
Einzelheiten zur Wohnung auch eine pauschale 
Käuferprovision von EUR 6.000 angegeben. Dar-
über hinaus enthielt das Inserat eine Vorkenntnis-
klausel, welche besagt, dass der Interessent dem 
Makler schriftlich mitteilen soll, falls ihm das An-
gebot bereits bekannt ist. Sollte der Interessent 
den Makler nicht über eine solche Vorkenntnis in-
formieren, sei die Anzeige als Erstnachweis vom 
Empfänger automatisch akzeptiert. Das LG Berlin 
schloss sich dem Verband zur Bekämpfung unlau-
teren Wettbewerbs an und bestätigte eine einst-
weilige Verfügung, durch welche die Verwendung 
der Vorkenntnisklausel verwehrt wird.  

Nach Ansicht des LG Berlin handle es 
sich bei der im Inserat genutzten Vorkenntnisklau-
sel um eine AGB, welche den Vertragspartner un-
angemessen benachteilige. Die Onlineanzeige sei 
außerdem nicht nur eine bloße Aufforderung zur 
Abgabe eines Angebots, sondern stelle vorliegend 

ein tatsächliches Angebot durch den Makler dar. 
Dies resultiere daraus, dass im Inserat u.a. die ab-
solute Höhe der geforderten Käuferprovision ange-
geben sei und darüber hinaus klar gemacht werde, 
dass der Nachweis oder die Vermittlung für den In-
teressenten provisionspflichtig ist und mit dem 
Kaufvertragsschluss anfällt. Das LG Berlin macht 
deutlich, dass es sich vorliegend – entgegen der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung zu Internet-
anzeigen eines Maklers – anders verhalte und der 
Makler sein Provisionsverlangen bereits in der An-
zeige ausdrücklich und unmissverständlich zum 
Ausdruck bringe. In einem solchen Fall sei von ei-
nem konkreten Angebot des Maklers auszugehen. 
Die verwendete Vorkenntnisklausel stelle schließ-
lich auch eine unangemessene Benachteiligung 
für den Vertragspartner dar. Nach dem gesetzli-
chen Leitbild eines Maklervertrags sei der Interes-
sent gerade nicht verpflichtet, den Makler über 
eine ggf. bestehende Vorkenntnis zu informieren. 
Eine Verpflichtung des Kunden dahingehend sei 
folglich unangemessen und mithin unwirksam.  
 
Fazit:  
Es zeigt sich einmal mehr, wie sich durch kleine 
Abweichungen im Sachverhalt AGB-rechtlich rele-
vante Unterschiede ergeben. Dies bei der Klau-
selerstellung (vorab) richtig zu beurteilen, wird da-
mit immer aufwendiger. Eine solche Vereinbarung 
einer Vorkenntnisklausel im Maklervertrag ist nun-
mehr jedenfalls lediglich individualvertraglich 
möglich.
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� Beweislastumkehr bei Anfech-
tung eines Vertrags wegen arglis-
tiger Täuschung
 
BGH, Urteil vom 6. März 2020, Az.: V ZR 2/19 

 
Für eine arglistige Täuschung des Verkäufers trägt 
der Käufer die Darlegungs- und Beweislast. An die-
ser Beweispflicht ändert auch die Erklärung, dass 
dem Verkäufer keine unsichtbaren Mängel be-
kannt sind, nichts. 

Im vorliegenden Fall verkauften die Be-
klagten mit notariellem Vertrag vom 24. Juli 2013 
unter Ausschluss der Sachmängelhaftung den Klä-
gern ein Grundstück, das mit einem Wochenend-
haus und einer Motorradgarage bebaut ist. Die Mo-
torradgarage, die mit dem Wochenendhaus ver-
bunden ist, wurde als Wohnraum genutzt. An einer 
entsprechenden bauaufsichtlichen Genehmigung 
fehlte es jedoch. Dies hatte zur Folge, dass die 
Bauaufsichtsbehörde den Klägern mit Schreiben 
vom 16. Oktober 2015 mitteilte, dass die Motorrad-
garage ohne Genehmigung zu Wohnzwecken ge-
nutzt werde, wodurch die für die Nutzung als Wo-
chenendhaus zulässige Grundfläche von 70 qm 
deutlich überschritten sei. Daher beabsichtige sie, 
gegen die baurechtswidrigen Zustände vorzugehen 
und insbesondere über den Rückbau auf das zu-
lässige Maß zu verfügen. Daraufhin rügten die Klä-
ger – entgegen der Behauptung der Beklagten – 
eine Verletzung der Aufklärungspflicht der Beklag-
ten als Verkäufer und erklärten sodann die An-
fechtung des Kaufvertrags wegen arglistiger Täu-
schung. Vor Gericht begehrten die Kläger insbe-
sondere die Rückzahlung des Kaufpreises Zug um 
Zug gegen Rückübereignung des Grundstücks, die 
Feststellung des Annahmeverzugs der Beklagten 
bezüglich der Rückübereignung sowie die Zahlung 
von Schadensersatz. 

Der BGH hat nun entschieden, dass 
grundsätzlich der Käufer die Darlegungs- und Be-
weislast für das Vorliegen einer arglistigen Täu-
schung durch den Verkäufer trägt. Da im Kaufver-
trag aufgeführt wurde, dass der Grundbesitz in 
dem Zustand verkauft wird, in dem er sich bei der 
letzten Besichtigung befunden hat und den Be-
klagten keine „unsichtbaren Mängel“ bekannt 
sind, ging die Vorinstanz, das OLG Koblenz, von ei-
ner Beweislastumkehr aus. Dies hätte zur Folge, 
dass der Verkäufer den Beweis hinsichtlich der 
Aufklärung über offenbarungspflichtige Umstände 
(hier: braurechtswidriger Zustand) zu führen hätte. 

Dem stimmte der BGH nicht zu und lehnte die Ver-
letzung der Aufklärungspflicht durch die Beklag-
ten ab.  

Es sei zwar richtig, dass es für den Käu-
fer schwierig sei, eine fehlende Aufklärung darzu-
legen und zu beweisen, wenn die arglistige Täu-
schung auf dem Verschweigen eines Mangels be-
ruhe. Auch sei es richtig, dass es sich in einem sol-
chen Fall um eine negative Tatsache handle, bei 
der ihm Beweiserleichterungen zugutekämen. Der 
Verkäufer ist dann nämlich im Rahmen der sekun-
dären Darlegungslast zunächst verpflichtet, in 
räumlicher, zeitlicher und inhaltlicher Weise sub-
stantiiert darzulegen, dass die Aufklärung stattge-
funden hat, während der Käufer in einem nächsten 
Schritt diese Behauptung widerlegen müsste und 
erst im Falle des Nichtgelingens beweisfällig 
bliebe. Allerdings komme nach Ansicht des BGH 
der im Kaufvertrag enthaltenen Erklärung der Be-
klagten – ihnen seien keine unsichtbaren Mängel 
bekannt – mit Blick auf die von ihnen behauptete 
Aufklärung über offenbarungspflichtige Umstände 
kein Beweiswert zu. Unterstellt die Aufklärung hat 
– wie von den Beklagten behauptet – tatsächlich 
stattgefunden, so seien die Beklagten als Verkäu-
fer eben nicht von einem unsichtbaren Mangel 
ausgegangen.  
 
Fazit:  
Der Verkäufer einer Immobilie ist grundsätzlich 
dazu verpflichtet, sämtlich für den Kaufentschluss 
maßgeblichen Umstände vollständig und wahr-
heitsgemäß offenzulegen. Ist – wie üblich – in ei-
nem Grundstückskaufvertrag die Sachmängelge-
währleistung ausgeschlossen, so hat der Verkäufer 
für einen Mangel nur dann einzustehen, wenn er 
diesen arglistig verschwiegen hat. Dem Käufer ist 
es in solch einem Fall möglich, den geschlossenen 
Kaufvertrag anzufechten. Gleichwohl obliegt ihm 
aber auch die Darlegungs- und Beweislast hin-
sichtlich dem Vorliegen einer arglistigen Täu-
schung. 
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